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 Wie wollen Sie Coming-outs unterstützen – von

Vorbildern (Politiker_innen, Lehrer_innen) und von
jungen Menschen?

Antwort:
Zur Begünstigung von Coming-outs muss eine strukturelle Sicherheit
gewährleistet werden. Dazu gehören Schutz vor Diskriminierung (z.B.
durch Gesetzgebung, aber auch durch gesellschaftliche Aufklärung und
Behandlung sexueller Diversität im Sexualkundeunterricht) und die
Schaffung einer unterstützenden Umgebung (z.B. durch geschulte
Sozialarbeiter an Schulen).
Bisexuelle und Menschen mit anderen sexuelle Orientierungen müssen
eine adäquate, unaufgeregte Repräsentation in den Medien erhalten. Es
sollte in der öffentlichen Wahrnehmung zur Normalität werden, dass
Menschen unterschiedliche sexuelle Orientierungen haben. Die
vorurteilsfreie Darstellung von Menschen beliebiger Sexualität kann
Andere ermutigen, sich ebenfalls zu outen. Gleichzeitig bemühen wir uns
als Partei der Humanisten um eine offene Diskussionskultur und treten in
öffentlichen Diskursen für Diversität und gegen jede Form der
Diskriminierung ein.

 Sind Ihnen geoutete bisexuelle Politiker_innen in
Ihrer Partei bekannt? Wer?

Antwort:
Ja, uns sind mehrere geoutete bisexuelle Mitglieder (und generell der
LGBTQ+ Community) in unserer Partei bekannt. Eine genaue Statistik
erheben wir nicht. Wir stehen für Offenheit, Toleranz und Vielfalt ein. Für
die Parteiarbeit spielt die sexuelle Orientierung unserer Mitglieder keine
Rolle. Daher werden diese Daten auch nicht erhoben. Natürlich
unterstützen und begrüßen wir es, wenn Mitglieder ihr Leben
selbstbestimmt gestalten und zu ihrer Orientierung stehen.

 Wie wollen Sie sicherstellen, dass Schüler_innenkonkret über Bisexualität aufgeklärt werden?
Antwort:
Die Vielfalt sexueller Orientierungen und geschlechtlicher Identitäten sollte
unserer Meinung nach im Sexualkunde- und Ethikunterricht angemessen
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und differenziert behandelt werden. Hierzu müssen auch Lehrkräfte
entsprechend geschult werden. Gleichzeitig kann die Aufklärung auch
vermehrt in Zusammenarbeit mit externen Experten bzw. speziell
geschulten Pädagogen sowie Interessenvertretern durchgeführt werden.
Dies könnte zu einer offeneren Gesprächsatmosphäre beitragen, da diese
den Schülern eher auf Augenhöhe begegnen können.

 Wie wollen Sie konkret auf
menschenrechtsfeindliche Äußerungen und
Gruppierungen reagieren?
Und wie schützen Sie Bisexuelle vor Hassgewalt?

Antwort:
Wir verurteilen jede ausgrenzende und demütigende Äußerung gegen
Menschen aufgrund ihrer Sexualität. Wir sehen es als Aufgabe der
Gesellschaft, menschenrechtsfeindlichen Äußerungen entschieden
entgegen zu treten und sie zu verurteilen.
Aufforderungen zur Ausübung jedweder Form von Gewalt sowie
Volksverhetzung sehen wir selbstverständlich nicht von der
Meinungsfreiheit gedeckt. Diese müssen strafrechtlich verfolgt werden.

 Welche vergleichbare Aktionen (Bi-Flaggen-
Hissung, Rede im Landtag usw.) können Sie sich für
Sachsen-Anhalt vorstellen?
Wie soll es umgesetzt werden?

Antwort:
Wir können uns all diese und weitere Aktionen auch in Sachsen-Anhalt
vorstellen. Diese sollten dann auch zumindest organisatorisch durch die
lokale Politik unterstützt werden. Als Partei nehmen wir regelmäßig am
Christopher-Street-Day teil, sodass wir auch einer Teilnahme bei Bi+Pride
Demos sehr aufgeschlossen sind.

 Welche Möglichkeiten, die Forschung zum Thema
Bisexualität anzukurbeln, sehen Sie dennoch?

Antwort:
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Die Wissenschaft muss, um ihrer gesellschaftlichen Aufgabe gerecht zu
werden, sowohl frei von staatlicher Instrumentalisierung als auch von
übermäßigen ökonomischen Zwängen sein. Insbesondere
Grundlagenforschung, die zunächst keinen kurzfristigen ökonomischen
Nutzen verspricht, wird von uns intensiv gefördert werden.
Für Forschung zum Thema Bisexualität, und generell zu allen sexuellen
Orientierungen, ist es vor allem auch wichtig, das Thema mehr in die
Öffentlichkeit zu rücken. Gleichzeitig kann im Rahmen von
Bundesprogrammen wie „Demokratie leben!“ eine gezielte finanzielle
Förderung für Öffentlichkeitsarbeit in diesen Themenbereichen erfolgen.
Bereits jetzt gibt es hier gute Angebote abseits der Forschung, z.B. die
Akademie Waldschlösschen (eine Heimvolkshochschule, deren
Bildungsprogramm sich durch Angebote an LGBTQ+, HIV-positive,
Menschen mit geistiger Behinderung und weitere gesellschaftliche
Gruppen, aber auch generelle Angebote profiliert).

 Werden Sie sich dafür einsetzen, dass die
politischen Entscheidungsträger*innen in Bundestag
und Bundesrat vermehrt auf den Rat von
Expert*innen hören, so dass Menschenrechte auch
ohne Mahnungen des Bundesverfassungsgerichts
umgesetzt werden?o Verbesserung der Blutspenderegelungen,o Trans*-Rechte,o Schutz im Grundgesetz,o Anerkennung von zwei Müttern,o Schutz von Inter*-Kindern,o Verbot von Konversionstherapien

Antwort:
Wir treten generell dafür ein, dass politische Entscheidungen in allen
Bereichen - soweit möglich - wissenschaftlich fundiert seien sollen. Dies
gilt selbstverständlich auch für LGBTIQ+-Themen.
Gerade bei Blutspenden ist es nicht zeitgemäß, dass homosexuellen
Menschen pauschal eine größere Anzahl wechselnder Sexualpartner
unterstellt wird. Konversionstherapien sind nicht nur nicht wissenschaftlich
begründet, sondern gefährden darüber hinaus signifikant die Gesundheit
der Betroffenen. An diesen Stellen sehen wir dringenden Handlungsbedarf.
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Was möchten Sie noch ergänzen?


